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Verordnung
über die Ausbildung und Prüfung zur

,,staatlich geprüften Lebensmittelchemikerin"
und zum

,,staatlich geprüf ten Lebensmittelchemiker"
(APVOLChem NRW)

Vom 12. Dezember 2005

Aufgrund des $ 4 des Gesetzes über die Berufsbezeich-
nung ,,Lebensmittelchemiker" vom 7. März 1978 (GV.
NRW. S. BB), zuletzt geändert durch Artikel 79 des Zwei-
ten Befristungsgesetzes vom 5. April 2005 (GV. NRW
S. 274), wird im Einvernehmen mit dem Ministerium für
Innovation, Wissenschaft, Forschung und Technologie
verordnet:

Inhaltsübersicht
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Allgemeine Vorschriften

$ 1 Gliederung der Ausbildung und Prüfung

$ 2 Universitätsstudium

$ 3 Berufspraktische Ausbildung
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Zulassung zu den Prüfungen
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einer innerhalb von sechs Monaten anzufertigenden
wissenschaftlichen Abschlussarbeit und der Ersten
Staatsprüfung,

2. eine berufspraktische Ausbildung von 12 Monaten
einschließlich der Zweiten Staatsprüfung.

(2) Die Staatsprüfung der staatlich geprüften Lebens-
mittelchemikerinnen und staatlich geprüften Lebens-
mittelchemiker giiedert sich in drei Prüfungsabschnitte,
die in der Regel wie folgt abgelegt werden: 

-

1. die staatliche Zwischenprüfung in der Regel am Ende
des vierten Semesters eines Studiums der Lebens-
mittelchemie,

2. die Erste Staatsprüfung in der Regel am Ende des
achten Semesters eines Studiums der Lebensmittel-
chemie bei bestandener staatlicher Zwischenprüfung
und der mindestens mit ,,ausreichend" (4,0) bewerte-
ten Abschlussarbeit,

3. die Zweite Staatsprüfung am Ende der berufsprakti-
schen Ausbildung nach Absatz 1 Nr. 2 im Anschluss
an die bestandene Erste Staatsprüfung.

s 2
Universitätsstudium

(1) Im Universitätsstudium werden die naturwissen-
schaftlichen Kenntnisse und Fähigkeiten unter Einbe-
ziehung der einschlägigen Rechtsgebiete für die Aus-
übung des Berufs der staatlich geprüften Lebensmittel-
chemikerin und des staatlich geprüften Lebensmittel-
chemikers vermittelt. Im Studium sollen die für die Be-
rufstätigkeit notwendigen gründlichen Fachkenntnisse
sowie die Fähigkeit erworben werden, die fachlichen Zu-
sammenhänge zu überblicken, wissenschaftiich zu arbei-
ten und wissenschaftliche Erkenntnisse anzuwenden.

(2) Der zeitliche Gesamtumfang aller Lehrveranstal-
tungen des Pflicht-, Wahlpflicht-*und Wahlbereichs be-
trägt 235 Semesterwochenstunden. Einzelheiten zum
Lehrangebot und zur Erbringung der in Anlage 1 Nrn. 1
und 2 aufgeführten Leistungsnachweise sind in der Stu-
dienordnung zu regeln.

(3) Das Universitätsstudium ist mit dem Bestehen der
Ersten Staatsprüfung abgeschlossen.

(4) Zum Nachweis von Studi.en- und Prüfungsleistun-
gen in der staatlichen Zwischenprüfung und där Ersten
Staatsprüfung soll ein Leistungspunktsystem geschaffen
werden, das äuch die Übertra"guing erbrachtei Leistun-
gen auf andere Studiengänge derselben oder einer ande-
ren Hochschule ermöglicht.

s 3
Beruf spraktische Ausbildung

(1) Die berufspraktische Ausbildung nach g 1 Abs. 1
Nr. 2 muss spätestens zwei Jahre nach dem Bestehen der
Ersten Staatsprüfung begonnen werden. Auf die Frist
von zwei Jahren werden nicht angerechnet:

a) Mutterschutz- und Elternzeiten,

b) Zeiten für eine Promotion im Gebiet der Chemie oder
einem anderen, in Anlage 3 genannten Fach,

c\ Zeilen. die von der Praktikantin oder dem Praktikan-
ten nicht zu vertreten sind.

(2) In der berufspraktischen Ausbildung sollen die im
vorausgegangenen Studium erworbenen lebensmittel-
chemischen Kenntnisse und Fähiekeiten sowie die er-
lernten Methoden angewendet weraen. Außerdem sollen
diese Kenntnisse und Fähiekeiten vertieft sowie zusätz-
liche Kenntnisse vermitteliwerden. Zur Ausbildung ge-
hören sämtliche lebensmittelchemischen und lebens-
mittelrechtiichen Aufgaben im Rahmen der amtlichen
Kontrolle der Einhaltüng der Vorschriften über Lebens-
mittel, kosmetische Mittel, Bedarfsgegenstände sowie
Tabakerzeugnisse (amtliche Lebensmittelkontrolle). Die
Ausbildung umfasst in diesem Abschnitt folgende Aus-
bildungsbereiche:

1. Lebensmittel sowie Lebensmittelzusatzstoffe,

2. kosmetische Mittel und Bedarfsgegenstände, und ge-
qebenenfalls
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Berichterstattung

Abschnitt I
Allgemeine Vorschrif ten

$ 1
Gliederung der Ausbildung und Prüfung

(1) Die Ausbildung zur staatlich geprüften Lebens-
mittelchemikerin und zum staatlich geprüften Lebens-
mittelchemiker gliedert sich in

1. ein Studium der Lebensmittelchemie an einer Uni-
versität mit einer Reqelstudienzeit von neun Semes-
tern einschließtich de-r staatlichen Zwischenprüfung,
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3. - soweit möglich - Ttink-, Brauch- und Abwasser,
Tabakerzeugnisse und Futtermittel.

(3) Für dre Zeit der berufspraktischen Ausbildung
sind die Praktikantinnen und Praktikanten beim Chemi-
schen Landes- und Staatlichen Veterinäruntersuchungs-
amt angestellt. Dieses Amt erstellt einen Ausbildungs-
rahmenolan und weist die Praktikantinnen und Prakti-
kanten den darin enthaltenen Ausbildungsstellen zu.

(4) Soweit das Chemische Landes- und Staatliche Ve-
terinäruntersuchungsamt die berufspraktische Ausbil-
dung nicht selbst durchführ1, kann es die Praktikantin-
nen und Praktikanten auf der Grundlage einer Ausbil-
dungsvereinbarung zuweisen

1. einer anderen Untersuchungseinrichtung, die in der
amtlichen Lebensmittelkontrolle von in Lbsatz 2
Satz 4 genannten Bereichen tätig ist,

2. drei Monate

a) einem Betrieb der Lebensmittelwirtschaft.

b) einem Handelslabor,

c) einem Hochschullabor oder

d) einer sonstigen Forschungseinrichtung,

3. bis zt zwer Monate einer Lebensmittelüberwa-
chungsbehörde (Pflichtausbildungsstelle),

4. zwei Wochen dem Institut frir r;ffentliche Verwaltung
zur Teilnahme am Verwaltungsseminar.

Darüber hinaus können für kürzere Zeiträume weitere
geeignete Ausbildungssteilen in die Ausbildung mit auf-
lenoimmen werden fHospitatione n). Zur Sichersteilung
öiner gleichwertigen Ausbildung schließt das Chemische
Landes- und Staatliche Veterinäruntersuchunqsamt in
den Fällen des Satzes 1 Nrn. 1 bis 3 mit der jeweiligen
Ausbildungsstelle eine Vereinbarung über den Ausbil-
dungsort, die Ausbildungsinhalte und die Ausbildungs-
oualifikation der für die Ausbildunq verantwortlichen
Person ab.

(5) Eine berufspraktische Ausbildung in einem zen-
tralen Institut des Sanitätsdienstes der Bundeswehr
wird in vollem Umfang auf die Ausbildungszeit ange-
rechnet.

(6) Die berufspraktische Ausbildung erfolgt nach
Maßgabe eines Ausbiidungsplans, der von den Ausbi.l-
dungsstellen für ihren Bereich aufgestellt wird. Die Aus-
bildüng wird in der Regel von einer staatlich geprüften
Lebensmittelchemikerin oder einem staatlich geprüften
Lebensmittelchemiker geleitet. Die Praktikantinnen und
Praktikanten haben ihre Arbeitskraft ganztägig zur Ver-
fügung zu stellen. Sie dürfen nicht zu Tätigkeiten heran-
geZogö werden, die ihre Ausbildung nicht-fördern.

(?) Während der berufspraktischen Ausbildung ist ein
mindestens zwei Wochenstunden umfassendes Fachse-
minar zu besuchen. In dem Fachseminar sollen die wis-
senschaftlichen und verwaltungstechnischen Kenntnisse
bezüglich der Untersuchung ünd Beurteilung von Le-
bensäitteln, kosmetischen Mitteln und Bedärfsgegen-
ständen, der Durchführung der amtlichen Lebensmittel-
kontrolle sowie der Qualitätssicherung in Laboratorien
und Betrieben vertieft und zusätzliche Kenntnisse in
diesen Bereichen vermittelt werden.

(B) Die berufspraktische Ausbildung kann i.nsgesamt
bis zu 30 Arbeitstagen (Urlaub, Erkrankung, sonstige
Fehltage) unterbrochen werden. Bei längeren Unterbre-
chungsZeiten entscheidet die oder der Vorsitzende des
Prüfringsausschusses für die Zwerte Staatsprüfung über
eine ge*gebenenf alls erf orderliche, angemes-sene Virlän-
gerung der Ausbildung.

(9) Die Praktikantinnen und Praktikanten erhalten
von jeder Ausbildungsstelle nach Absatz 4 Nrn. 1 bis 3
eine Teilnahmebestätigung nach dem vom Ministerium
für Umwelt und Natu"rschlutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz (Ministerium) durch Erlass besti.mmten
Muster.

(10) Die berufspraktische Ausbildung ist mit dem Be-
stehen der Zweiten Staatsprüfung abgeschlossen.

Abschnitt 2
Allgemeine Prüf ungsvorschrif ten

s 4
E i n r i  chlung von Prü.f u ngsausschüssen

Das Ministerium bildet für die Vorbereitung und
Durchführung der Prüfungen und die durch diese Ver-
ordnung zugewiesenen Aufgaben je einen Prüfungsaus-
schuss für die Prüfungen der staatlichen Zwischenprü-
fung und der Ersten Staatsprüfung bei den Universitä-
ten, an denen ein Studium gemäß $ 1 Abs. 1 Nr. 1 ange-
boten wird. Für die Zweile Staatsprüfung bildet es einen
Prüfunpsausschuss beim Chemischen Landes- und
Staatlichen Veterinäruntersuchungsamt.

s 5
Prüfungsausschüsse

(1) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse werden
vom Ministerium für die Dauer von vier Jahren wie folgt
bestellt:

1. als Vorsitzende oder Vorsitzenden

a) für die staatiiche Zwischenprüfung eine Universi-
tätsprofessorin oder einen Universitätsprofessor,
die oder der eines der in Anlage 2 Nrn. 1 bis 3 ge-
nannten Fächer prüft,

b) für die Erste Staatsprüfung eine Universitätspro-
fessorin oder einen Universitätsprofessor der Le-
bensmittelchemie,

c) für die Zweite Staatsprüfung eine staatlich ge-
prüfte Lebensmittelchemikerin oder einen staat-
lich geprüften Lebensmittelchemiker aus dem
Landesdienst;

2. als weitere Mitglieder

a) für die staatliche Zwischenprüfung und die Erste
Staatsprüfung jeweils vier Personen, die als Hoch-
schulprofessorinnen oder -professoren, Hoch-
schul- und Privatdozentinnen oder -dozenten in
den Fächern, die Gegenstand der Prüfungen sind,
lehren sowie diejenigen wissenschaftlichen Mitar-
beiterinnen oder Mitarbeiter, die nach $ 95 Abs. 1
des Hochschulgesetzes prüfungsberechtigt sind,

b) für die Zweite Staatsprüfung zwei Personen, die
staatlich geprüfte Lebensmittelchemikerinnen oder
staatlich geprüfte Lebensmittelchemi.ker im Lan-
desdienst sind.

(2) Das Ministerium bestellt außerdem für die Dauer
von vier Jahren

1. für jeden Prüfungsausschuss ein stellvertretendes
Mitglied, das die Vorsitzende oder den Vorsitzenden
bei der Prüfungstätigkeit vertritt, und

2. für jedes weitere Mitglied des Prüfungsausschusses
mindestens ein stellvertretendes Mitglied.

Die oder der stellvertretende Vorsitzende sowie die wei-
teren stellverlretenden Mitglieder haben die gleichen
Voraussetzungen zu erfüllen wie die entsprechenden or-
dentlichen Mitglieder des jeweiligen Prüfungsausschus-
ses.

(3) Für die Bestellungen durch das Ministerium unter-
breiten Vorschläge

a) die Universitäten jeweils für die Mitgli.eder der Prü-
fungsausschüsse für dle staatliche Zwischenprüfung
und die Erste Staatsprüfung,

b) das Chemische Landes- und Staatliche Veterinär-
untersuchungsamt für die Mitglieder des Prüfungs-
ausschusses für die Zweite Staatsprüfung.

(4) Die Vorsitzenden der Prüfungsausschüsse organi-
sieren die Prüfungen, bestimmen die Prüfungstermine
sowie den Prüfungsort und treffen alle mit den Prüfun-
gen im Zusammenhang stehenden Entscheidungen, so-
iveit nicht durch Recihtsvorschrift Abweichen-des be-
stimmt ist.

(5) Die Prüfungsausschüsse sind mit dem Vorsitz oder
dessen Stellvertretung und mindestens zwei weiteren
Mitgliedern beschlussfähig. Beschlüsse werden mit
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Stimmenmehrheit gefasst; bei Stimmengleichheit gibt
die Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag.

(6) Die Mitglieder der jeweiligen Prüfungsausschüsse
dürfen bei den mündlichen Prüfungen der jeweiii.gen
Prüfungen anwesend sein.

(7) Das Ministerium übt die Aufsicht über die Prü-
fungsausschüsse aus.

s 6
Zuständiger Prüfungsausschuss

(1) Die staatliche Zwischenprüfung und die Erste
Staatsprüfung sind vor den Prüfungsausschüssen bei der
Hochschule abzulegen, an der die Prüfungsbewerberin
oder der-Prüfungsbewerber zum Zeitpunkt der Meldung
zur Prüfung Lebensmittelchemie stüdiert oder zuletzT
studiert hatl

(2) Die Zweite Staatsprüfung kann vor jedem dafür in
einem deutschen Bundesland eingerichteten, entspre-
chenden Prüfungsausschuss abgelegt werden.

(3) Wiederholungsprüfungen sind vor dem Prüfungs-
ausschuss abzulegen, bei dem die Prüfung oder das Prü-
fungs.tach nicht bestanden worden ist.

(4) Die Vorsitzenden der Prüfungsausschüsse können
in begründeten Fällen im gegenseitigen Einvernehmen
Ausnahmen von den Absätzen 1 und 3 zulassen und an-
ordnen.

$ 7
Prüfungstermine

(1) Die mündlichen Prüfungen der staatlichen
Zwischenprüfung und der Ersten Staatsprüfung sollen
zweimal jährlich stattfinden. Die praktischen Prüfungen
der Zweiten Staatsprüfung sollen in der Regel im zwölf-
ten Monat der berufspraktischen Ausbildung stattfinden
und die mündliche Prüfung spätestens zwei Monate da-
nach.

(2) Die oder der Vorsitzende des jeweiligen Prüfungs-
ausschusses setzt den Prüfungstermin fest und lädt die
Prüflinge bis spätestens 14 Täge vor diesem Termin. In
der Ladung sind in der Regel die Prüferinnen und Prüfer
zu Denennen.

s B
Zulassung zu den Prüfungen

(1) Der Antrag auf Zulassung zu den einzelnen Prü-
funqen ist schriftiich bei der oder dem Vorsitzenden des
jeweiligen Prüfungsausschusses zu stellen, und zwar

1. für die staatliche Zwischenprüfung und die Erste
Staatsprüfung spätestens zum Ende der Vorlesungs-
zeit eines Semesters; die Fristen für die Antragstel-
lung sind rechtzeitig an den Universitäten bekannt zu
geDen;

2. für die Zweite Staatsprüfung spätestens zwei Monate
vor Ende der praktischen Ausbildung.

(2) Dem Antrag sind beizufügen:

1. für die staatliche Zwischenprüfung und die Erste
Staatsprüfung das Zeugnis der allgemeinen Hoch-
schulreife, einer einschlägigen fachgebundenen
Hochschulreife oder eine durch Rechtsvorschrift oder
von der zuständigen staatlichen Stelle als gleichwer-
tig anerkannte Hochschulzugangsberechtigung,

2. eine Erklärung, ob bereits Prüfungen oder Prüfungs-
teile im Studiengang Lebensmittelchemie oder Phar-
mazie oder eine Diplomvorprüfung, Diplomprüfung
in den Studiengängen Chemie oder Biochemie oder
die Bachelorprüfung in einem fachlich verwandten
Studiengang endgültig nicht bestanden wurden, ein
Prüfungsverfahren anhängig oder der Prüfungsan-
spruch erloschen ist (g 16 Abs. 4),

3. für die Erste und Zweite Staatsprüfung das Zeugnis
der jeweils vorangegangenen Prüfung, gegebenenfalls
der Nachweis der Befreiung gemäß $ 21 Abs. 1 oder 2,

4. für die Zwerte Staatsprüfung eine Erklärung, ob be-
reits Prüfungen oder Prüfungsteile der Zweiten
Staatsprüfung endgüItig nicht bestanden wurden, ein
Prüfungsverfahren an anderer Stelle beantragt oder
anhängig oder der Prüfungsanspruch erloschen ist
($  16  Abs .  4 ) ,

5. die nach Anlage 1 für die jeweilige Prüfung erforder-
lichen Leistungsnachwerse.

Ist es der Antrag stellenden Person nicht möglich, diese
Nachweise in där vorgeschriebenen Weise oäer fiistge-
reclt beizufügen, kann die oder der Vorsitzende des Je-
weiligen Prüfungsausschusses gestatten, die Nachweise
auf andere Art zu führen oder sie innerhalb einer festge-
setzten Frist nachzureichen.

(3) Über die Zulassung entscheidet die oder der Vor-
sitzende des jeweiligen Prüfungsausschusses. Die Zulas-
sung rsl zu versagen, wenn

a) die nach Absatz 2 vorgeschriebenen Nachweise und
Erklärungen unvollständig sind, nicht anderweitig
geführt oder nicht fristgerecht nachgereicht werden,

b) eine Prüfung im Studiengang Lebensmittelchemie
endgültig nicht bestanden ist oder als endgültig nicht
bestanden gilt,

c) eine Diplomvorprüfung, Diplomprüfung oder eine
Prüfung in den Studiengängen Chemie, Pharmazie
oder Biochemie oder die Bachelorprüfung in einem
fachlich verwandten Studiengang endgültig nicht be-
standen ist,

d) der Prüfungsanspruch erloschen ist ($ 16 Abs. 4).
(4) Die Zulassung kann darüber hinaus versagt wer-

den, wenn der Antrag nach Absatz 1 nicht fristgerecht
gestellt wi.rd oder sich die Antrag stellende Peison in
einem der in Absatz 3 Buchstabe b) oder c) genannten
Studiengänge in einem Prüfungsverfahren befindet.

(5) fVlenschen mit Behinderungen sind * unabhängig
von der Zuerkennung einer Schwerbehinderung - bei
Leistungsnachweisen und für die Teilnahme an Früfun-
gen ihrer Behinderung angemessene Erleichterungen zu
gewähren. Art und Umfang der Erleichterungen sind
rechtzeitig mit den behinderten Menschen zu erörtern.
Die Erieichterungen dürfen nicht dazu führen. dass die
Anforderungen hörabgesetzt werden.

$ e
Mündliche Prüfungen

(1) In den mündlichen Prüfungen soll nachgewiesen
werden, dass die Zusammenhänge des Prüfungsgebietes
erkannt und spezielie Fragestellungen in diese Zu-
sammenhänge eingeordnet werden können. Ferner soll
festgestellt werden, ob ein breites Grundlagenwissen
vorhanden ist.

(2) Die Prüfungen sind nicht öffentlich. Studierende
der Lebensmitteichemie mit bestandener staatlicher
Zwischenprüfung können von den Prüfenden nach Maß-
gabe der räumlichen Verhältnisse als Zuhörer zugelassen
werden, soweit der Prüfling nicht widerspricht. Die Zu-
lassung erstreckt sich nicht auf die Beratung und Be-
kanntgabe der Prüfungsergebnisse.

(3) Mündliche Prüfungen werden vor einer Prüferin
oder einem Prüfer in Geäenwart einer oder eines Beisit-
zenden in der Regel alsEinzelprüfung abgelegt. Prüfe-
rinnen und Prüfer sowie Beisitzerinnen und Beisitzer
werden von der oder dem Vorsitzenden des Prüfunesaus-
schusses bestimmt. Wird die mündliche Prüfung als
Gruppenprüfung abgelegt, sollen nicht mehr als drei
PrüIIinge gleichzeitig geprüft werden.

(4) Über den Prüfungshergang ist durch die jeweiligen
Beisitzenden eine Niederschrift zu fertigen, in der fest-
gestellt werden

1. die Prüfenden, Datum und Dauer sowie die wesent-
lichen Gegenstände der mündlichen Prüfung,

2. die Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen mit
Note und Notenwert.

Die Niederschrift ist von den jeweiligen Prüfenden und
der oder dem Beisitzenden zu unterschreiben.
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(5) Das Ergebnis der mündlichen Prüfungen ist den
Prüflingen jeweils im Anschluss an die Prüfungen be-
kannt zu geben.

s 1 0
Wissenschaf tliche Abschlussarbeit

(1) Mit der Abschlussarbeit soll die Fähigkeit nachge-
wiesen werden, innerhalb einer vorgegebenen Frist
selbstständig eine in der Regel experimentelle Aufgabe
aus einem der Gebiete, die Gegenstand der mündlichen
Prüfung sind, mit wissenschaftlichen Methoden erfolg-
reich zu bearbeiten. Alle Arbeiten und Ergebnisse sind
in. einem angemessenen schriftlichen Bericht zu be-
scnrelDen.

(2) Die Abschlussarbeit wird nach der staatlichen
Zwischenprüfung durchgefuhrt und ist Teil der Ersten
Staatsprüfung. Das Thema der Abschlussarbeit wird von
der oder dem Vorsitzenden des Prüfunpsausschusses für
die Erste Staatsprüfung ausgegeben unä von di.eser oder
von diesem oder von einer Person mit der in Q 5 Abs. 1
und 2 genannten Prüferquali f ikat ion betreut.

(3) Sofern die Abschlussarbeit außerhalb der Hoch-
schule oder nicht im Kernfach Lebensmittelchemie
durchgeführt werden soll, bedarf dies der Zustimmung
der ocler des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses für
die Erste Staatsprüfung.

(a) Die Frist zur Anfertigung der Abschlussarbeit be-
trägt sechs Monate. Im Einzelfall kann auf begründeten
Antrag die vorgeschriebene Bearbeitungszeit durch die
Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses um drei Monate verlängert werden. Eine Rück-
gabe des Themas ist ausgeschlossen.

(5) Die Abschlussarbeit ist fristgemäß in doppelter
Ausfertigung bei der oder dem Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses für die Erste Staatsprüfung abzuge-
ben. Der Zeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Wird die
Abschlussarbäit nicht fristgerecht äbgeliefert, gilt sie als
mit ,,nicht ausreichend" (5,0) bewertet. Bei der Abgabe
ist vom Prüfling schriftlich zu versichern, dass die Ar-
beit selbstständig verfasst worden ist und keine anderen
als die angegebönen Quellen und Hilfsmittel benutzt
worden sind.

(6) Die Abschlussarbeit wird von der betreuenden
Person nach Absatz 2 Satz2 und unabhängig davon von
einer oder einem weiteren Prüfenden innerhalb einer
Frist von sechs Wochen nach Abgabe der Arbeit bewer-
tet. Eine dieser Personen muss eine Hochschulprofesso-
rin oder ein Hochschulprofessor sein. Die oder der zwei-
te Prüfende wird von-der oder dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses für die Erste Staatsprüfung be-
stimmt.

s  1 1
Bewertung der Prüf ungsleistungen

(1) Für die Bewertung der Prüfungsieistungen sind
folgende Noten zu ver-wenden:

1. sehr gut (1) für eine hervorragende Leistung,

2. gut (2) für eine Leistung, die erheblich über den
durchschnittlichen Anforderungen liegt,

3. befriedigend (3) für eine Leistung, die durchschnitt-
lichen Anforderungen entspricht,

4. ausreichend (a) für eine Leistung, die trotz ihrer
Mängel noch den Anforderungen entspricht,

5. nicht ausreichend (5) für eine Leistung, die wegen er-
heblicher Mängel den Anforderungen nicht mehr ent-
spricht.

Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen
können die Notenwerte um 0,3 erhöht oder verringert
werden; die Notenwerte 0,7 , 4,3,4,7 und 5,3 dürfen nicht
vergeben werden.

(2) Die Noten für die in der mündlichen Prüfung er-
brächten Leistungen werden von den jeweiligen Prüfen-
den nach Anhörung der Beisitzenden festgelegt. Wissen-
schaftliche Abschlussarbeiten sowie die drei Prüfungs-
aufgaben der Zweiten Staatsprüfung werden von jeweils
zwe*i Prüfenden unabhängig- voneinander bewert'et; die

Bewertungen sind schriftlich zu beqründen. Weichen die
Einzelnotön in der Differenz um mähr als 

, l ,0 
voneinan-

der ab und einigen sich die Prüfenden nicht, wird die
Note vom Prüfungsausschuss nach Anhörunq der Prü-
fenden festgesetztl

(3) Beim Errechnen der Durchschnittsnote wird nur
die erste Dezimalstelle hinter dem Komma berücksich-
tigt und nicht gerundet. Die Note lautet bei einem No-
tenwen

b is  1 ,5 = sehr gut,

über 1,b bis 2,b = gut,

über 2,5 bis 3,5 = befried_igend,
über 3,5 bis 4,0 = ausreichend,
über 4,0 = nicht ausreichend

s 1 2
Bestehen von Prüfungen

(1) Eine Prüfung ist bestanden, wenn alle Prüfungs-
leistungen mit mindestens ,,ausreichend" (4,0) bewertet
sind. Wird die Prüfungsleistung von mehreren Prüfenden
bewertet, errechnet sich die Note aus dem Durchschnitt
der von den Prüfenden festgesetzten Einzelnoten.

(2) Ist eine Prüfung nicht bestanden oder gilt sie als
nicht bestanden, so erteilt die oder der Vorsitzende des
jeweiligen Prüfungsausschusses dem Prüfling hierüber
mit Rechtsbehelfsbelehruns einen schriftlichen Be-
scheid, der auch darüber Auskunft gibt. ob, in welchem
Umfang und innerhalb welcher Frist eine Wiederholung
erfolgen kann.

$ 1 3
Gesamtnoten

(1) Die Gesamtnote der staatlichen Zwischenprüfung
errechnet sich aus dem Durchschnitt der Noten in den
Prüfungsfächern der Anlage 2.

(2) Die Gesamtnote der Ersten Staatsprüfung errech-
net sich aus dem Durchschnitt der Noten in den Prü-
fungsfächern nach Anlage 3 und der wissenschaftlichen
Abschlussarbeit, wobei die Note im Prüfungsfach nach
Anlase 3 Nr. 1 und die Note der wissenschaftlichen Ab-
schluisarbeit jeweils doppelt gewichtet werden.

(3) Die Gesamtnote für die Zweite Staatsprüfung er-
ei.bt sich aus dem Durchschnitt der Noten für die drei
Früfungsaufgaben und für die mündliche Prüfung nach
Anlage 4.

(4) Die Gesamtnote der Staatsprüfung ergibt sich aus
dem Durchschnitt der Noten der Ersten und Zweiten
Staatsprüfung und wird im Zeugnis über die Zweile
Staatsprüf ung auf genommen.

(5) Für die Bildung von Durchschnittsnoten nach den
Absätzen 1 bis 4 gilt $ 11 Abs.3 Satz 1 entsprechend.

(6) Nach Abschluss jeder Prüfung wird dem Prüfling
das Ergebnis mitgeteilt.

$ 1 4
Versäumnis, Rücktritt

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit ,,nicht ausrei-
chend" (5,0) bewertet, wenn der Prüfling ohne triftige
Gründe einen Prüfungstermin versäumt oder ohne trifti-
ge Gründe von der Prüfung zurücktritt. Dasselbe gilt,
wenn eine schriftliche Prüfungsleistung oder die wissen-
schaftliche Abschlussarbeit nicht innerhalb der vorgege-
benen Bearbeitungszeit erbracht wird.

(2) Die für das Versäumnis oder den Rücktritt geltend
gemachten Gründe sind der oder dem Vorsitzenden des
leweiligen Prüfungsausschusses unverzüglich schriftlich
anzuzeigen und glaubhaft zu machen. Bei Krankheit des
Prüflings ist ein ärztliches Attest vorzulegen. Im Zwei-
felsfall kann die Vorlage einer amtlichen Bescheinigung
der unteren Gesundheitsbehörde verlangt werden. Wer-
den die Gründe anerkannt, wird ein neuer Termin anbe-
raumt. Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind
in diesem Fall anzurechnen.
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(!) Die Anerkennung eines triftigen Grundes ist ausge_
schlossen, wenn der Prüfling in Kenntnis oder fahrläs*si_
ger Unkenntnis dieses Giundes sich einer prüfuns
unterzogen hat-.und insbesondere bei Anhaltspunkteä
für eine gesundheitliche Beeinträchtigung nicht unver_
züglich eine Klärung herbeigeführt haI

$ 1 5
Täuschung, Ordnungsverstöße

- (1) Versucht ein Prüfling, das Ergebnis seiner prü_
fungsleistunggg. $ur9h Taus-Chung odär Benutzung nicht
zugelassener Hilfsmittel zu beein-flussen, gilt die Eetret_
fende Prüfungsleistung als mit ,,nicht ausieichend,, (5.0)
bewertet.

. (2) St-oft ein Prüfling d_en ordnungsgemäßen Abtauf
{e1!rytupg. kann er von den jeweiligän"pnifenden oder
Aurslcntsruhrenden von der Fortsetzung der betreffen_
den PrüIung ausgeschlossen werden; inäiesem FaU silt
dre betreftende Prüfungsleistung als mit ,,nicht ausöi_
qh"^4" (5,0) bewertet. In schweiwiegenden Fällen kann
der. Prüflngsauss_chuss einen prüflin-g vom Erbringen
weiterer Prüfungsleistungen ausschließän.

s 1 6
Wiederholung, Freiversuch

(1) Jede _nicht bestandene oder als nicht bestanden gel_
tende Prüfungsleistung, einschließlich der wissenschäft_
Irchen Atrschlussarbeit (S 10), kann einmal wiederholt
werden.

- (2) Auf Antrag des Prüflings können einzelne prü_
fungsteile der staatlichen Zwischenprüfung einmal
wiederholt w_erden, wenn sie vor Beginri des fü"nften Se_
mesters abgelegt wurden. Entsprechändes silt für die Er_
ste Staatsprüfung, wenn die Prüfungen vör Beginn des
l.guqlel1qg]"esters abgelegt wurdenJn diesemFall gitt
tur dre Prüfungsleistung die bessere Note. Eine nicht be_
standene Wiederholungsprüfung nach Satz 1 und 2 wird
nrcht gewertet (Freiversuch).

(3) Die in Absatz 2 genannten Semesterzeiten verlän_
gern sich um die Zeiten eines einschlägigen Studiums an
einer ausländischen vergleichbaren Eoihschule bis zu
drei Semestern, darüber 

-hinaus 
um die Zeiten einer Tä-

tigkeit in Gremien der Hochschule nach I 93 Abs. 4 des
Hochschulgesetzes bis zu zwei Semesterri sowie Semes_
ter, in denen der Prüfling aus zwingenden Gründen, die
er nicht zu vertreten hät, am Stuäium gehinderl'und
deshalb beurlaubt war.

(4) Der Prüfling wird von der oder dem Vorsitzenden
des jeweiligen Prüfungsausschusses zur Wiederholunss_
prüIung geladen. Die WiederholungsprüIune kann fiü_
hestens zwei Monate nach der nicht-bestanäenen prü_
fung.abgelegt werden. Die mündlichen prüfungen der
staa tlichen Zwischenprr.-lf ung ynd der Ersten Staätspni_
tung müs sen. s.pätelten_s im Rahmen der prüf ungsterririne
des der jewei.-ligen Prüfung f_glggqdeS Semesters abgelegt
werden, im Ubrigen muss die Wiederholung eineiprü_
tung spätestens nach zwölf Monaten erfolgt Jein. Werden
die in Satz 3 genannten Fristen überschrit"ten, so erlischt
der Prüfungsanspruch, -es sei denn, der prüfling hat die
-t'rrstriberschreitung nicht zu vertreten. $ 1B Abs. 4 bleibt
unDerunrt.

(5) Auf die Wiederholungsmöglichkeiten nach den Ab_
sätzen 1 und 2 werden nicht bestandene prüfungen in
den Studien_gängen I .ebensm i t telchemi e. Chemie, ?har-
mazie oder Biochemie an deutschen Hochschulen ange_
rechnet.

s 1 ?
Zeugnis, Erlaubnis, Akteneinsicht

(1) Über das Bestehen jeder prüfuns wird von der
oder dem Vorsitzenden des leweiligen prüfunssausschus-
ses innerhalb einer Frist von zwei Monatei nach der
Tetzten Prüfung ein Zeugnis ausqestellt, das außer der
Gesamtnote der Prüfung noch folgende Angaben enthält:
a) für die staatliche Zwischenprüfunq, die Erste und die

Zweite Staatsprüfung die in den ieweiligen prüfun_
gen,gemäß Anl_agen 2 bis 4 erzieltlen EinZeinoten je-
weils mit den Notenwerten;

b) für die Erste Staatsprüfung zusätzlich die Note der
wissenschaftlichen Abschlüssarbeit mit Notenwert
ynd die Benennung der Einrichtung, an der die Ar_
oelt betreut wurde. sowie die betreuende person;

c) für die Zweite Staatsprüfung die Gesamtnote der
Staatsprüfung nach $13 Abs. 4 mit Notenwert.

- (2) Na-c_h Bestehen der _Zweiten Staatsprüfung wird
dem -Prüfling auf Antrag die Erlaubnis zuin Fuhien dei
IJerufsbezeichnung,,slaatlich geprüfte Lebensmittelche_
mlkerln" oder . .staatl ich geprüfter Lebensmittelchemi_
ker" von der Bezirksreeierun-s erteilt.

(3) Zeugnisse rru"f, eU."tr-1 und Erlaubnisurkunden
nach Absatz 2 werden nach vom Ministerium durch Er-
lass bestimmten Mustern erstellt.

- (4) Hat der Prüfling einen Prüfungsteil oder die prü-
lung insgesamt endgültig nicht bestanden, wird ihm auf
Antrag und gegen Vorlage der entsprechenden Nach_
weise eine schrif t l iche Bescheinigung äusgestel l t ,  die die
erbrachle! Prüfgngsleistungen ünd-dereä Noten sowre
dre noch tehlenden Prüfungsleistungen enthält und er_
kennen lässt, _dass der Prüfuägsteil oäer die prüfung ini-
gesamt nicht bestanden rst.

(5) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss ieder prü-
fung wird.dem.Prüfling agf schriftlichen Aätrag Ein-
slcht in seine schriftlichen Prüfunqsarbeiten, die äaraul
b_ezogenerr Bewertungen der prüfenden und in äiÄ
N rederschriften der mündlichen Prüfungen gewährt.

Abschnitt 3
Prüfungen

s l B
Staatliche Zwischenprüf ung

(1) Die staatliche Zwischenprüfung dient der Feststel-
lung, ob_der Prilfling die im Grundsärdium vermittelten
lnhalt l ichen und methodischen Grundlagen des Studien_
ganges Lebensmittelchemie beherrscht-und eine svste_
matische Orientierung erworben hat. Sie umfasst m"tind_
liche Prüfungen in den fünf Fächern der Anlage 2.

(2) Die mündliche Prüfung dauert in jedem Fach in
$e_r R9ge1 30 Minuten. Mit Aüsnahme der"Regelungen in
$  16  Abs .2  und g  lB  Abs .  3  so l len  d ie  mündTichen"prU_
lungen innerhalb von vier Wochen abgeschlossen sein.

(3) Die mündlichen Prüfungen in den Fächern der An-
Iage 2 können studienbegleitönd vor dem in g 1 Abs. 2
genamten Zeitpunkt ab-gelegt werden, sowe"it die Iür
drese Prüfungen nach Anlage I Nr. 1 vorqesehenen Leis_
tungsnachweise erbracht worden sind; äs eelten die in
de,n Studienordnungen der einzelnen Hochichulen fest-
gelegten Regelungen.

(4) Ist die staatliche Zwischenprüfuns einschließlich
etwaiger Wiederholungen nicht bis zum-Ende des sech-
sten Semesters bestanden,_ erlischt der prüfungsan-
spruch, es sei denn, der Prüfling hat die Fristübersöirrei-
tung nicht zu vertreten: hierüber entscheidet der jeweili-
ge Prüfungsausschrrss für die staatliche Zwischenprü_
f^ung bzw. für die Erste Staatsprüfung auf schriftliöhen
Antrag.

s 1 e
Erste Staatsprüfung

(1-) In der Ersten Staatsprüfung soll der prüfling
nachweisen, dass er wissenichaftllche Kenntnisse auf
den Gebieten der Lebensmittelchemie, der Technologie
von .Lebensmitteln, des Wassers, der kosmetisch"en
Mittel, _delBedarf-sgegenstände, der Tabakerzeugnrsse
sowie der Futtermittel und den mit Lebensmitteln zu_
sammenhängenden Gebieten der Biochemie. der Ernäh-
rungswissenschaft und der Mikrobiologie sowie der che-
mischen Toxikologie und der Umwei-tanalvt ik besitzt.
Die Prüfung soll zeigen, ob der prüfling fähig ist, in sei-
nen künftigen beruflichen Tätigkeitsfäldern die tach_
lij-hen Zusammenhänge bei Lebensmitteln, kosmetischen
Mitteln. .Begarfsgegenständen und Tabakerzeugnissen
sowie bei Futtermitteln selbstständis wissenscliaftlich
zu erarbeiten
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(2) Die Erste Staatsprüfung umfasst die wissenschaft-
Iichö Abschlussarbeit ünd die mündliche Prüfung in den
fünf Prüfungsfächern der Anlage 3, sofern sie nicht be-
reits gemäß $ 16 Abs. 2 bzw. $ 19 Abs. 3 abgelegt wur-
oen.

(3) Die mündlichen Prüfungen in den Fächern der An-
Iage 3 können studienbegleitönd vor dem in $ I Abs. 2
geäannten Zeitpunkt ab-gelegt werden, sowelt die für
äiese Prüfungen nach Anläge-1 Nr. 2 vorgesehenen Leis-
tunqsnachwe'ise erbracht worden sind: Äs gelten die in
den Studienordnungen der einzelnen Hochschulen fest-
gelegten Regelungen.

(a) Die mündliche Prüfung dauert im Prüfungsfach
gemäß Anlage 3 Nr. 1 in der Regel 30 Minuten und in den
änderen Prrifungsfächern in der Regel jeweils 20 Minu-
ten. Mit Ausnahme der Regelungen in $ 16 Abs. 2 und
I 19 Abs. 3 sollen die mündlichen Prüfungen innerhalb
von vier Wochen abgeschlossen sein.

s 2 0
Zweite Staatsprüfung

(1) In der Zweiten Staatsprüfung soll der Pnifling
nachweisen, dass er über umfassende Kenntnisse in der
amtlichen Lebensmittelkontrolle sowie Grundkenntnisse
in der amtlichen Futtermittelkontrolle verfügt und in
der Lage ist, die notwendigen Untersuchungen und Be-
urteiluigen vorzunehmen- sowie die entiprechenden
Maßnahäen zu veranlassen. Bis zur Zweiten-Staatsprü-
fung sind die nach Anlage 1 Nr. 3 vorgesehenen Leis-
tun.gsnachweise zu erbringen.

(2) Die Zweile Staatsprüfung umfasst drei praktische
Prüfungen, drei Aufsichtsarbeiten und die mündliche
Prüfung gemäß Anlage 4. Für die Durchführung der
praktischen Prüfungen stehen jeweils zwei Arbeitstage
ünd für Aufsichtsar-beiten jeweils acht Stunden zur Ver-
fügung.

(3) In den Aufsichtsarbeiten sind lebensmittelrechtli-
che Beurteilungen in Form gerichtsverwertbarer Sach-
verständigenguTachten zu örstellen. Hierbei werden
Analvsendaten, gegebenenfalls Proben nebst Verpackung
und öine NiederöcErilt über die Probenahme soviie gege-
benenfalls Unterlagen des Herstellerbetriebes über Qua-
litätssicherungsmaßnahmen vorgegeben.

(4) Die mündliche Prüfung dauert in der Regel 30 Mi-
nuten je Prüfling.

Abschnitt 4
Ergänzende Vorschrif ten, Übergangs-

und Schlussbestimmungen

$  2 1
Anrechnung von Prüfungen und Ausbildungszeiten

(1) Von der staatlichen Zwischenprüfung der staatlich
geprüften Lebensmittelchemikerinnen und staatlich ge-
örüften Lebensmittelchemiker ist befreit, wer

u) aiu Oiplo-vorprüfung oder die Prüfung zum Bache-
Ior of 

'science^(8. 
Sc.) im Studiengang Chemie. je-

weils ergänzt durch eine Prüfung i.m Fach Biologie
nach Anlage 2 Nr. 5,

b) die Diplomvorprüfung im Studiengang Lebensmittel-
cnemle,

c) den Zweiten Abschnitt der Pharmazeutischen Prü-
fung nach dem Studium an einer deutschen Hoch-
schüle vor dem jeweils zuständigen Landesprüfungs-
amt,

d) die Prüfung zum Bachelor of Science im Studiengang
Lebensmittelchemie

bestanden hat.

(2) Von der Ersten Staatsprüfung der staatlich geprüf-
tei Lebensmittelchemikerinnen und staatlich geprüften
Lebensmittelchemiker ist befreit, wer

a) die Dipiomprüfung im Studiengang Lebensmittel-
cnemle o(ler

b) die Prüfung zum Master of Science (M. Sc.) im
Studiengang Lebensmitteichemie

bestanden hat, sofern die vorausgegangene Ausbildung
die in Anlage 1 Nrn. 1 und 2 sowie die in Anlage 3 ge-
nannten Inhalte vermittelt hat.

Bei Anerkennunp eines Diplomabschlusses wird die
dort erzielte Abschl-ussnote, bei Anerkennung eines Mas-
terabschlusses werden die Abschlussnoten des vorange-
gangenen, fachlich verwandten Bachelorstudieng,anges
ünd des Masterstudienganges zur Gesamtnotenbildung
herangezogen, wobei die Note des Masterabschlusses
doppelt zählt.

(3) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses,
der für die Zulassung zur jeweiligen Prüfung zuständig
ist, entscheidet über die Anrechnung

a) von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungs-
leistungen, die in anderen Studiengängen oder an an-
deren Hochschulen oder Bildungseinrichtungen er-
bracht wurden, sofern die Gleichwertigkeit festge-
stellt wird;

b) einer Tätigkeit im Rahmen der Ausbiidung nach $ 3
an einem Hochschuiinstitut der Lebensmittelchemie,
einer ähnlichen Forschungseinrichtung, einer Ein-
richtung der Wi.rtschaft oder einer Kontrollbehörde
in einem anderen Mitpliedstaat der Europäischen
Union auf die Ausbilduigszeit, sofern die Gläichwer-
tigkeit der Tätigkeit festgestellt wird, bis zu vier Mo-
naten.

In den Fäl1en des Absatzes 3 Satz 1 ist die Gleichwertig-
keit festzustellen, wenn die Studienzeiten, Studien- und
Prüfungsleistungen sowie die Tätigkeit in Inhalt und in
den Anlorderungen denjenigen der Ausbildung und Prü-
fung nach diesei Veroränuig entspricht. Dabei ist kein
schömatischer Versleich, soädern-eine Gesamtbetrach-
tung und Gesamtbäwertung vorzunehmen.

s22
Anerkennung

von ausländischen Hochsöhuldiplomen

(1) Ein Diplom im Sinne des Artikels 1 Buchstabe a)
der Richtlinie B9/48/EWG des Rates vom 21. Dezember
19BB über die Anerkennung der Hochschuldiplome, die
eine mindestens dreijährige Berufsausbildung abschlie-
ßen (AB1. EG 19Bg Nr. L 19 S. 16), das zu einer gleich-
wertigen Tätigkeit in der amtlichen Lebensmittelkon-
trolle quali.fiziert, ist a1s Staatsprüfung der staatlich ge-
prüften Lebensmittelchemikerinnen und staatiich ge-
prüften Lebensmittelchemiker anzuerkennen, wenn

1. dieses Diptom in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder einem Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum nach
einer mindestens dreljährigen Hochschulausbildung
erworben worden ist und

2. die Antrag stellende Person

a) Bürgerin oder Bürger eines Mitgliedstaates der
Euröpäischen Union oder eines Vertragsstaats des
Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum lst,

b) über die zur Ausübung des Berufs erforderlichen
deutschen Sprachkenntnisse verfügt,

c) eine mindestens zweijährige Berufserfahrung in
der amtlichen Lebensmittelkontrolle oder der
Qualitätssicherung nachweisen kann und

d) eine Eignungsprüfung abgelegt hat, in der die für' 
die Aus'übun*gäer Tat-igke-it einer staatlich geprüf-
ten Lebensmittelchemikerin oder eines staatiich
qeprüften Lebensmittelchemikers erforderlichen
faöhwissenschaftlichen, Iebensmittelrechtlichen
und verwaltungstechnischen Kenntnisse und Fä-
higkeiten nachgewiesen werden, die in der bishe-
rigen Ausbildung nicht vermittelt worden sind.

(2) Mit dem Antrag sind Nachweise über das Dip,lom
nach Absatz 1 Nr. 1, die Studien- und Ausbildungsinhal-
te, die bisherige berufliche Tätigkeit und die erforder-
lichen deutschen Sprachkenntnisse, jeweils in deutscher
Sprache, vorzulegen. Der Prüfungsausschuss für die
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Zweite Staatsprüfung entscheidet über die Anerkennung
der nachgewiesenen Berufsausbildung und den Umfang
der Eignungsprüfunq. Die Eignunqspiüfuns besteht aus
den Teilen äer Erstän und Z"weitön Staatiprüfung. die
durch die bisherige Ausbildung nicht abged-eckt wärden
oder sich wesentlich von diesei untersch-eiden. Sie wird
vor dem Prüfungsausschuss für die Zweite Staatsprü-
fung abgelegt. Über die Ausstellung der Erlaubnis 2um
Führen der Berufbezeichnung entscheidet die Bezirksre-
giqr-ung innerhalb v,on vier Monaten nach Eingang der
vollständigen Unterlagen mit Begründung und Reihts-
benells Delehrung.

s 2 3
Zuständigkeiten

(1) Zuständig gemäß $ 3 des Gesetzes über die Berufs-
bezeichnung,,Lebensmittelchemiker" ist

a) flir die Erteilung der Erlaubnis nach $ 2 des Gesetzes
die Bezirksregieiung.

b) f-ur die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach $ b
des Gesetzes d ie Bezirksregier-ung,

c) für die Einstellung der Praktikantinnen und Prakti-
kanten die Bezirkiregierung Münster auf Vorschlag
des Chemischen Landes- und Staatlichen Veterinär-
untersuchungsamtes

- (2) Örtfich zuständig im Sinne dieser Verordnung ist
di-e Be-zirksregierung, in deren Bezirk die Antragstelftrin
oder der Antraqsteller ihren oder seinen Wohnsitz hat
od_er, wenn eine-Zuständigkeit danach nicht gegeben ist,
zuletzt ihren oder seinen-Wohnsitz gehabt häti Ist eine
Zuständigkeit auch danach nicht gegeben, so ist die Be-
zirksregierung Düsseldorf zuständig.

$ 2 4
In-Kraf t-Tteten, Übergangsregelung.

Berichterstattung

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar
2006 in Kraft.

(2) Für Personen, die zum Zeitpunkt des In-Kraft-
TYetens dieser Verordnung in Nor-drhein-Westfalen im
Studiengang Lebensmittelchemie eingeschrieben sind
oder__sich in der praktischen Ausbildung befinden, gilt
die Verordnung über die Durchführun! des GesetZes
über die Berüfsbezeichnung,,Lebensöittelchemiker,,
(LMChVO) vom 27. April 1978 (cV NRW. S. 210) bis
zum endgültigen Abschluss der ihrem ieweiligen eusbit-
du_ngsstand entsprechenden Prüfung f<jrt, es säi denn, sie
geben eine_ sch,riftliche Erklärung äU, ai'e Prü{ung nach
neuem Recht ablegen zu wollen.

- (3) Über die Erfahrungen mit dieser Verordnung ist
der I.andesregierung bis Zum 31. Dezember 2010 zübe-
rrcnten.

Düsseldorf, den 12. Dezember 2005

Der Minister
für Umweit und Naturschutz,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz
des Landes Nordrhein-Westfalen

E c k h a r d  U h l e n b e r g
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Anlage I
zur Verordnung vom 12. 12.2005

(zu $$ 18 - 20)

1. Leistungsnachweise für die staatliche Zwischenprüfung

Je ein Nachweis über die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an folgenden
Lehrveranstaltungen:

- Anorganisch-chemisches Praktikum
- Analytisch-chemi sches Praktikum
- Organisch-chemisches Praktikum
- Physikali sches Praktikum
- Physikalisch-chemisches Praktikum
- Biologisches Praktikum
- Übungen in physikalischer Chemie
- Übungen in mathematischen Methoden
- Rechtskunde ftir Chemiker und Naturwissenschaftler (der Leistungsnachweis kann auch im
Rahmen eines Praktikums erworben werden).

In Abhängigkeit der lokalen Gegebenheiten an den einzelnen Hochschulen können die oben
genannten Leistungsnachweise auch in kombinierten Lehrveranstaltungen (2.8. analytisches und
anorganisches Praktikum) erbracht werden.

2. Leistungsnachweise für die Erste Staatsprüfung

Je ein Nachweis über die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an folgenden
Lehrveranstaltungen:

- Lebensmittelchemische Praktika I - IV einschließlich der Untersuchung von kosmetischen
Mitteln und Bedarfsgegenständen, von Futtermitteln sowie des chemisch-toxikologischen
Praktikums und der begleitenden lebensmittelchemischen Vorlesungen
- Mikrobiologi sches Praktikum
- Mikroskopische Untersuchung von Lebensmitteln und Bedarfsgegenständen
- Grundzüge des Lebensmittel- und Bedarfsgegenständerechts
- Toxikologie für Chemiker
- Besichtigung einschlagiger Betriebe im Rahmen der Lehrveranstaltungen.

3. Leistungsnachweise für die Zweite Staatsprüfung

Je ein Nachweis über das Absolvieren

- der verschiedenen Ausbildungsstellen nach $ 3 Abs. 4,
- des Seminars,,Grundzüge des Allgemeinen Verwaltungsrechts",
- des Fachseminars ,,Lebensmittelrecht, Lebensmittelkontrolle, Qualitatsmanagement".
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Anlage 2
zur Verordnung vom 12. 12.2005

(zu $ 18)

Prüfungsfächer mit inhaltlichen Schwerpunkten für die
staatliche Zwischenprüfung

1. Analytische und anorganische Chemie

Grundbegriffe und wichtige Gesetze; Nomenklatur; Atombau und Periodensystem; Arten
chemischer Bindungen, zwischenmolekulare Bindungskräfte; Lösungen, heterogene Systeme,
Grundlagen der Thermodynamik und Kinetik chemischer Reaktionen; Chemisches
Gleichgewicht, Massenwirkungsgesetz; Säure-, Base- und Redox-Systeme;
Reaktionsgleichungen und Stöchiometrie.
Vorkommen, Darstellung, Eigenschaften, Formeln (Summen-, Struktur- und Stereoformeln) und
Reaktionsverhalten der Elemente und Stoffgruppen sowie deren qualitative und quantitative
anorganische Analytik unter besonderer Benicksichtigung von häufig in Lebensmitteln,
kosinetischen Mitteln, Bedarfsgegenständen und Futtermitteln vorkommenden, für den
Umweltschutz oder auf Grund der Toxikolosie relevanten Elementen.

2. Organische Chemie

Grundprinzipien, z.B. Nomenklatur; Bindungsarten; Summen-, Strukturformeln, Reaktionstypen
und Reaktionsmechanismen, Eigenschaften, Reaktionsverhalten und Darstellung der wichtigsten
Verbindungsklassen, insbesondere auch von Naturstoffen; Chemie funktioneller Gruppen und
Stoffklassen; Struktur und Reaktivität; Grundlagen von synthetischen und Biopolymeren,
Analytik und Benicksichtigung physikalischer Trenn- und Messmethoden.

3. Physikalische Chemie

Grundlagen chemischer Thermodynamik, der Phasengleichgewichte, chemischer
Gleichgewichte, der Elektrochemie, der Reaktionskinetik sowie einfacher
Grenzflächenerscheinungen, des Aufbaus der Materie, der chemischen Bindung, der wichtigsten
physikalischen und physikalisch-chemischen Messverfahren, z.B. spektroskopische Methoden,
und aktuelle Verfahren instrumenteller AnalWik. der kinetischen Gastheorie und der statistischen
Thermodynamik.

4. Physik

Grundbegriffe und Messsysteme der Physik; Grundgesetze der Mechanik, Wärmelehre,
Elektrizitatslehre, der Atom- und Kernphysik, des Magnetismus, der Optik; physikalische
Messmethoden.

5. Biologie

Grundlagen der allgemeinen Biologie; Zytologie, Histologie, Genetik und Physiologie,
Anatomie, Morphologie und Taxonomie von Tieren und Pflanzen unter besonderer
Benicksichtigung der Nutzpflanzen; Grundlagen der mikroskopischen Untersuchungstechniken.

3 1
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Anlage 3
zur Verordnung vom 12. 12.2005

(zu $ le)

Prüfungsfächer mit inhaltlichen Schwerpunkten für die
Erste Staatsprüfung

1. Chemie und Analytik der Lebensmittel, der kosmetischen Mittelo der
Bedarfsgegenstände, des Wassers, der Tabakerzeugnisse und der Futtermittel

Chemische Zusammensetzung, Gewinnung und Analytik von Lebensmitteln, kosmetischen
Mitteln, Bedarfsgegenständen, Tabakerzeugnissen, des Wassers und der Futtermittel, chemische
Veränderungen bei der Be- und Verarbeitung, der Lagerung und dem Transport dieser Produkte;
pharmakologisch-toxikologische Wirkung ihrer normalen und anormalen Bestandteile;
gnindliche Kenntnisse über die Chemie der Lebensmittelbestandteile und über die Methoden der
Analytik von Lebensmitteln, kosmetischen Mitteln, Bedarfsgegenständen, Tabakerzeugnissen
und Futtermitteln einschließlich der Interpretation von Messdaten mit mathematisch statistischen
Methoden.

2. Technologie der Lebensmittel, der kosmetischen Mittel, der Bedarfsgegenstände, des
Wassers, der Tabakerzeugnisse und der Futtermittel

Verfahrenstechnische Grundoperationen und stoffliche Verändenrngen in Bezug auf die
Herstellung, Be- und Verarbeitung von Lebensmitteln, kosmetischen Mitteln,
Bedarfsgegenständen, Tabakerzeugnissen, des Wassers und der Futtermittel, z.B. mechanische
Grundoperationen (Reinigen, Sortieren, Zerkleinern, Sieben, Mischen, Filtrieren, Pressen,
Emulgieren, Zentrifugieren, Extrahieren), thermische Grundoperationen (Erhitzen, Kühlen und
Gefrieren, Konzentrieren, Trocknen, Destillieren), biotechnologische Verfahren (Gärung,
Säuerung, etc.).
Alternativ und ergänzend (wenn an der Hochschule eine landwirtschaftliche Fakultat existiert):
Lebensmittelqualität in Abhängigkeit zu den Voraussetzungen der Urproduktion; Grundlagen
agrarwissenschaftlicher Strategien und Optimierung, Produktionsoptionen zur Vermeidung von
Belastungen und Qualitatsminderungen, ökologische Kriterien und Präzisions-Landwirtschaft.

3. Angewandte Biochemie und Ernährungslehre

Grundzüge der Biosynthese und des Stoffwechsels von Naturstoffen; Energiegewinnung;
Zellatmungund biologische Oxidation; Enzyme und Biokatalyse; Wechselbeziehungen im
Intermediärstoffwechsel; Prinzipien der Stoffwechselregulation und hormonaler Regulation;
Mineralstoffwechsel; Ernährung und Vitamine, biochemische Funktionen der wichtigsten
Organe; Grundlagen von Verdauung und Resorption; quantitative und qualitative Aspekte der
Ernährung, z.B. Energiebrlanz, Grundumsatz, physikalische und physiologische Brennwerte der
Hauptnährstoffe, biologische Wertigkeit; Grundlagen der Diatetik und besonderen
Ernährungsformen.

4. Mikrobiologie und Lebensmittelhygiene
Grundlagen der Systematik, Morphologie, Zytologie und Stoffwechselphysiologie der
Mikroorganismen; Kenntnisse über die Bedeutung von Mikroorganismen ftir die
Lebensmittelchemie und -technologie (Verderb, Lebensmittelvergifter, Analytik mit Hilfe von
Mikroorganismen sowie Biotechnologie) und der Methoden zum Nachweis und zur Bestimmung
von Mikroorganismen sowie derjenigen zur Kultivierung von Mikroorganismen.
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5. Toxikologie und Umweltanalytik

Grundlagen der Einwirkungsarten von natrirlichen und synthetischen Chemikalien;
Toxikodynamik (Rezeptor-Theorie, Dosis-Wirkungsbeziehungen); Toxikokinetik (Aufnahme,
Verteilung, Biotransformation, Elimination); Einteilung von Giftstoffen und ihrer biologischen
Wirkung; Toxikologie und Tierversuche; Untersuchungsmethoden der Toxikologie (Pnifung auf
akute, subakute, subchronische, chronische, kanzerogene, mutagene und teratogene Wirkungen),
toxische Wirkungen auf das Ökosystem; Belastung von Böden, Wasser und Luft; Umwandlung
und Abbau umweltrelevanter Stoffe und deren Analytik; Prinzipien von epidemiologischen
Erhebungen, Risikoabschätzung und Festlegung von Höchstmengen, Grenzwerten und
Richtwerten.
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Anlage 4
zur Verordnung vom 12. 12.2005

(zu $ 20)

Prüfungsfächer mit inhaltlichen Schwerpunkten für die
Zweite Staatsprüfung

Die Zweite Staatspnifung besteht aus drei Pnifungsaufgaben, die jeweils aus einer praktischen
Pnifung sowie einer zugehörigen Aufsichtsarbeit zusammengesetzt sind und den
Ausbildungsbereichen nach $ 3 Abs. 2 Satz 4 Nr. I bis 3 entstammen, wobei jedoch mindestens
jeweils eine Aufgabe aus dem Ausbildungsbereich der Nummernl und 2 gestellt werden muss.

1. Praktische Prüfungen

Der Prüfling erstellt anhand der Niederschrift über die Probenahme, der Probe und ggf. deren
Verpackung einen Prüfplan, in dem er die Grunde frir die einzelnen Untersuchungen kurz
erläutert. Anschließend erfolgt die praktische Durchftihrung der Untersuchungen. Nach
Abschluss der Untersuchungen hat der Prufling einen schriftlichen Bericht zu fertigen und darin
den Arbeitsgang und die Untersuchungsergebnisse zu beschreiben sowie die sich daraus
ergebenden Berechnungen durchzuftihren.

2. Aufsichtsarbeiten

Für drei Untersuchungsgegenstände jeweils aus dem gleichen Rechtsgebiet wie die unter
Nummer I bearbeiteten Proben werden dem Prufling die Niederschrift einer Probenahme, ggf.
die Probe einschließlich Verpackung, Analysendaten und ggf. der Bericht einer Betriebskontrolle
ausgehändigt. Anhand dieser Unterlagen erstellt der Prufling jeweils eine ausführliche fachliche
und rechtliche Beurteilung in Form eines Sachverständigengutachtens, das ggf. auch
gerichtsverwertbar i st.
Die oder der Vorsitzende des Pnifungsausschusses kann die Hilfsmittel ftir die Bearbeitung der
Aufsi chtsarb eiten besrenzen.

3. Mündliche Prüfung

3.1 Lebensmittel- und Bedarfsgegenständerecht
Aufbau und Inhalte des Lebensmittel- und Bedarfsgegenständerechts sowie des
Futtermittelrechts der Bundesrepublik Deutschland sowie der entsprechenden Rechtsgebiete der
Europäischen Union.

3.2 Organisation und Funktion der amtlichen Lebensmittelkontrolle
Organisation der Verwaltung in Bund und Ländern, Grundzüge des Staats- und allgemeinen
Verwaltungsrechts, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Ordnungswidrigkeiten, Verwaltungs- und
Strafverfahren; Aufbau der Europäischen Union; Rechtsakte der Europäischen Union.

3.3 Qualitätssicherung in Laboratorien und Betrieben
Internationale und nationale Normen zum Qualitätsmanagement, insbesondere einschlägige
DIN-, EN- und ISO-Normen; OEcD-Grundsätze der Guten Laborpraxis (GLP); HACCP-
Konzepte, Qualitatssicherung in der Analytik.
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